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für Ernährung, Landwirtsdiaft und Forsten 

VI A3- 6231 


An den 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Agrarpolitik 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Früh, Susset, 
Dr. Trassier, Berberidi, Adorno, Dr. Wörner, Dr. Stark 
(Nürtingen), Frau Griesinger, Schulte (Schwäbisch 
Gmünd), Dr. Jenninger, Baier, Biechele, Dr. Häfele und 
Genossen 

- Drucksache VI/1794 - 

Die vorgenannte Kleine Anfrage beantworte idi namens der 
Bundesregierung wie folgt: 


1. Ist der Bundesregierung bekannt, daß auf Grund der bisherigen 
Entwicklung des Wirtschaftsjahres 1970/71 in buchführenden 
Betrieben Baden-Württembergs die* Disparität über 40 v. H. 
betragen wird? 

Der Bundesregierung ist diese Aussage bekannt. Sie beruht auf 
problematischen Schätzungen und Annahmen. 

Eine derartige globale Disparitätsberechnung wird auch seit 
dem Grünen Bericht 1969 nicht mehr ausgewiesen, da sie zu 
wenig über die Ertragslage der Landwirtschaft aussagt und zu 
verzerrten Ergebnissen führt. Diese Bedenken haben bereits 
meinen Amtsvorgänger veranlaßt, auf diese Form der Ver- 
gleichsrechnung zu verzichten. 


2. Kann die Bundesregierung darüber Angaben machen, ob die 
in Baden- Württemberg sich abzeichnende Höhe der Disparität 
auch für die Landwirtschaft des übrigen Bundesgebietes zu 
erwarten ist? 

Seit dem Grünen Bericht 1969 wird die Ertrags-Aufwandsrech- 
nung nur für die einzelnen Bodennutzungssysteme und Größen- 
klassen durchgeführt. Der Abstand zwischen dem Vergleichs- 
betriebseinkommen und der Summe der Vergleichsansätze be* 
betrug im Wirtschaftsjahr 1969/70 im Bundesgebiet 
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für die Größenklasse unter 20 ha LN: - 24 Vo, 

für die Größenklasse 20 bis unter 50 ha LN: - 17 Vo, 

für die Größenklasse 50 und mehr ha LN: - 7®/o. 

Nach den Vorschätzungen für das Wirtschaftsjahr 1970/71 wird 
das Betriebseinkommen je Vollarbeitskraft voraussichtlich an- 
nähernd das Niveau des Wirtschaftsjahres 1969/70 erreichen. 
Nach den Ergebnissen der letzten Jahre kann angenommen wer- 
den, daß auch im Wirtschaftsjahr 1970/71 der Abstand zwischen 
dem Vergleichsbetriebseinkommen und der Summe der Ver- 
gleichsansätze in Baden-Württemberg nicht wesentlich von den 
Ergebnissen des Bundesgebietes abweichen wird. 


3. Hält die Bundesregierung angesichts der aufgezeigten sinkenden 
Einkommenstendenz in der Landwirtschaft ihre Aussage in der 
Antwort auf die Große Anfrage der Fraktion der CDU/CSU - 
Drucksache VI/1303 - noch aufrecht, daß „in gut strukturierten 
Betrieben unter Berücksichtigung des Aufwertungsausgleichs 
derzeit die Rentabilität nicht beeinträchtigt wird"? 


Die jetzige Preis- und Kostenentwicklung wirkt sich naturgemäß 
auch in gut strukturierten Betrieben ungünstig auf die Ertrags- 
lage aus, ohne jedoch bei der Masse dieser Betriebe die Renta- 
bilität zu gefährden. Um die Rentabilität längerfristig zu 
sicheTrn, hält die Bundesregierung eine Verbesserung des Agrar- 
preisniveaus durch gezielte Preisanhebungen und eine Preis- 
stabilisierung durch eine bessere Anpassung des Angebotes an 
die Nachfrage in erster Linie bei den Produkten für erforderlich, 
deren Preise nicht auf administrativer Festsetzung beruhen und 
etwa 60 Vo der Verkaufserlöse der Landwirtschaft ausmachen. 


4. Teilt die Bundesregierung die Meinung, daß in erster Linie das 
ungünstige Preis-Kostenverhältnis im laufenden Wirtschaftsjahr 
diese für die Landwirtschaft unerträgliche Entwicklung zwangs- 
läufig bedingt? 

Die Bundesregierung ist zwar besorgt über die Preis-Kostenent- 
wicklung im laufenden Wirtschaftsjahr 1970/71. Diese wird aber 
häufig unvollständig und teilweise sogar irreführend mit Hilfe 
der Indizes der Erzeugerpreise landwirtschaftlicher Produkte 
und der Einkaufspreise landwirtschaftlicher Betriebsmittel ohne 
Mehrwertsteuer dargestellt. Aus einer isolierten Beobachtung 
einzelner Monatsindizes kann nicht auf die Preis- und Einkom- 
mensentwicklung des gesamten Wirtschaftsjahres geschlossen 
werden. Im übrigen wird bei der Beurteilung der Preisentwick- 
lung der Aufwertungsausgleich häufig übersehen. 


5. Ist die Bundesregierung bejahendenfalls bereit, daraus die un- 
ausweichliche Folgerung zu ziehen, im Ministerrat der EG 
unverzüglich mit allem Nachdruck klar umrissene Preisforde- 
rungen zu stellen? 
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Die Bundesregierung wird sich auf jeden Fall bei den konunen- 
den Preisverhandlungen in Brüssel mit allem Nachdruck für 
gezielte Preisanhebungen einsetzen. 
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6. Welche zusätzlichen Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, 
für die Landwirtschaft der Bundesrepublik kostenstabilisierende 
Maßnahmen zu erreichen? 


Bemühungen um Kostenstabilisierung sind grundsätzlich im Zu- 
sammenhang mit den von der Landwirtschaft selbst auszuschöp- 
fenden Rationalisierungsmöglichkeiten sowie den einkommens- 
und stabilitätspolitischen Maßnahmen der Bundesregierung zu 
sehen. 

Es ist unbestritten, daß die konjunkturelle Entwicklung auch die 
Landwirtschaft von der Kostenseite her stark belastet. Dabei ist 
jedoch auf folgendes hinzuweisen: 

Die Analyse der landwirtschaftlichen Kostenstruktur zeigt, 
daß der Kostenanstieg insbesondere die Betriebe trifft, die 
im baulichen Bereich Ersatz- und Neuinvestitionen vorneh- 
men müssen. Der Kostenanstieg war bei den laufenden Aus- 
gaben geringer. 

Durch das Einzelbetriebliche Förderungsprogramm werden 
der Landwirtschaft gezielte Hilfen angeboten, die zu einer 
Kostenentlastung beitragen. Darüber hinaus haben aber auch 
die landwirtschaftlichen Betriebe die Möglichkeit, dem 
Kostenanstieg zumindest kurzfristig entgegenzuwirken, in- 
dem sie eine zeitliche Streckung bei den Investitionen und 
Verlagerungen innerhalb der Aufwandsstruktur vornehmen. 

Die Bundesregierung wird insbesondere unter Berücksichtigung 
der Ergebnisse der Brüsseler Preisverhandlungen prüfen, ob 
weitere Maßnahmen zur Kostenstabilisierung notwendig 
werden. 


7. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß der sich abzeich- 
nende Rückgang landwirtschaftlicher Einnahmen die ohnehin 
geringe Zahl förderungswürdiger Betriebe in Baden-Württem- 
berg noch weiter reduziert und dadurch den Strukturwandel 
gefährdet? 

Die Bundesregierung ist nicht dieser Auffassung. Die nach den 
Vorschätzungen für das Wirtschaftsjahr 1970/71 erwartete Ein- 
kommenssituation in der Landwirtschaft ist in erster Linie auf 
die geringere Ernte und die zyklisch bedingten niedrigeren 
Schweinepreise zurückzuführen. In den kommenden Jahren wird 
das Einkommen der Landwirte weiter steigen. Dabei ist auch 
die von der Bundesregierung angestrebte Verbesserung des 
Agrarpreisniveaus durch gezielte Preisanhebungen zu berück- 
sichtigen. Da die Förderungsschwelle im Einzelbetrieblichen 
Förderungsprogramm auf das Jahr 1974 bezogen ist, wird nach 
Auffassung der Bundesregierung die Zahl der förderungsfähi- 
gen Betriebe nicht zurückgehen. Ziel des Einzelbetrieblichen 
Förderungsprogramms muß es bleiben, die Investitionsförde- 
rung auf Betriebe zu beschränken, die nachhaltig einen ratio- 
nellen Einsatz der Produktionsfaktoren Boden, Arbeit und Kapi- 
tal erwarten lassen. Durch diese Zielsetzung wird der Struktur- 
wandel nicht gefährdet, sondern gefördert. 
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8. Ist die Bundesregierung zutreffendenfalls bereit, die Richtlinien 
für das Einzelbetriebliche Förderungsprogramm der verschlech- 
terten Einkommenslage der Landwirtschaft anzupassen? 

Auf Grund der gegenwärtigen Situation hält es die Bundes- 
regierung nicht für notwendig, die Richtlinien für das Einzel- 
betriebliche Förderungsprogramm zu ändern. Sollte es die künf- 
tige Entwicklung erfordern, wird eine Änderung der Richtlinien 
unter Berücksichtigung der gemachten Erfahrungen erfolgen. 


9. Ist gewährleistet, daß die durch den Rückgang der Milchanliefe- 
rung in Baden-Württemberg (minus 9 v. H. im 4. Quartal 1970 
gegenüber 1969) in grenznahe Ballungsräume eingeführte Trink- 
milch schon ab der Erzeugerstufe denselben hygienischen Bedin- 
gungen wie in der Bundesrepublik unterliegt? 

Die Versorgung mit Trinkmilch, für die nur ca. 20 Vo des gesam- 
ten Milchaufkommens benötigt wird, ist in Baden-Württemberg 
durch eigene Milchanlieferung gewährleistet. Im übrigen ist 
durch die eingeführten Mindestpreise für Trinkmilch bei den 
Molkereien ein zusätzlicher Anreiz zur Trinkmilchlieferung 
gegeben. 

Darüber hinaus ist durch die Verordnung vom 23. Dezember 
1969 über hygienische Anforderungen an Milch und Milcher- 
zeugnisse bei der Einfuhr (Bundesgesetzbl. I S. 2423) gewähr- 
leistet, daß keine Milch die Grenze überschreitet, die nicht den 
in Deutschland gestellten hygienischen Anforderungen ab 
Erzeugerstufe entspricht. 

Ertl 
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